
Seite: 1/2

  

Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

  
 Punkt 14 der öffentlichen Sitzung am 04. Februar 2014

Vorlagen-Nr. 13-F-33-0082

Hinweisschilder für Polizeidienststellen
- gem. Antrag von CDU und SPD vom 25.09.2013 -

Im Innenstadtbereich gibt es an verschiedenen Stellen Wegweiser für Fußgänger, auf denen 
Sehenswürdigkeiten und Institutionen ausgeschildert sind. Ein Hinweis auf die nächste 
Polizeidienststelle, der in Gefahrensituationen eine große Hilfe wäre, fehlt jedoch meist.  
Der Ausschuss möge daher beschließen:
Der Magistrat wird gebeten, zu berichten,

1. gibt es bereits Hinweisschilder auf die nächste Polizeidienststelle, wenn ja, wo?
2. wie viele dieser Hinweisschilder sind im Bereich der Innenstadt aufgestellt sind, wie viele 

davon im Bereich der Fußgängerzone.
3. wie hoch die Kosten jeweils wären, den fehlenden Hinweis zu ergänzen.
4. ob es für solche Maßnahmen einen Haushaltstitel gibt und – wenn ja – welcher Betrag 

aktuell verfügbar wäre. 

Beschluss Nr. 0016

1. Der Bericht des Magistrats (Dezernat VII) vom 19.11.2013 wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Magistrat (Dezernat III – Wiesbaden-Marketing) wird gebeten, aus seiner Sicht zu dem 
Antrag Stellung zu nehmen.

 
Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2014
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Apel
Vorsitzende

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2014

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher
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Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2014
    - 16 -

1. Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung zu Ziffer 2

2. Abdruck:
Dezernat VII Gerich
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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